
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 26. Januar 2004 

 

 Nr. 2004/224   

Informationsrechte des Regierungsrates 

  

1. Ausgangslage 

Mit Bericht vom 30. März 1999 äusserte sich eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Dr. Klaus 

Reinhardt, damaliger Chef des Amtes für Jusitz, im Auftrag des Regierungsrates zu den Informati-

onsrechten des Regierungsrates. Insbesondere empfahl die Arbeitsgruppe dem Regierungsrat,  aus 

Datenschutzgründen keine Kenntnis von einer Steuerausstandsliste mit den Namen von Mitarbeitenden 

der kantonalen Verwaltung zu nehmen. Der Regierungsrat nahm vom Bericht Reinhardt Kenntnis und 

teilte der Finanzkommission des Kantonsrates mit Schreiben vom        28. September 1999 

(RRB-Nr. 1954 vom 28. September 1999) mit, zu prüfen, ob und wie der Kanton auf das Steu-

erverhalten seiner Angestellten Einfluss nehmen könne. Am 13.08.2003      äusserte der kantona-

le Beauftragte für Information und Datenschutz, Daniel Schmid, gegenüber der Finanzkommission des 

Kantonsrates betreffend der Steuerausstandsliste keine Bedenken gegen eine Bekanntgabe der Namen 

der betroffenen Personen an den Regierungsrat.    

2. Bericht vom 5. November 2003 

Mit beiliegendem Bericht vom 5. November 2003 begründet der kantonale Beauftragte für Information 

und Datenschutz seine Ansicht zu den Informationsrechten des Regierungsrates detailliert. Zudem be-

antragt er, dass der Regierungsrat von seinem Bericht Kenntnis nehme und ihn beauftrage, die 

staatlichen Dienststellen in geeigneter Weise über seinen Bericht zu informieren.      

3. Beschluss 

3.1 Vom Bericht des kantonalen Beauftragten für Information und Datenschutz über die 

Informationsrechte des Regierungsrates vom 5. November 2003 wird Kenntnis genommen. 

3.2 Der Beauftragte für Information und Datenschutz hat die staatlichen Dienststellen in 

geeigneter Form über den Bericht zu informieren.  
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Yolanda Studer 

Staatsschreiber – Stellvertreterin 

Beilage 

Bericht vom 5. November 2003 

 

Verteiler 

Regierungsrat 

Departemente 

Obergericht 

Staatskanzlei (Scd, Stu, Cah, Ast, PS, AF)  

Parlamentsdienste 

Aktuar Finanzkommission zH Finanzkommission (11) 
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